
Für Fußgänger, die in Düsseldorf eine
Straße überqueren wollen, hat der
Oberbürgermeister einen Leitfaden

herausgegeben. Thema: So gehen Sie
richtig über die Ampel. In Düsseldorf hält
man das für eine erklärungsbedürftige
Sache. Einige Fußgängerampeln verfügen
nämlich nicht nur über eine Rot- und eine
Grün-, sondern auch über eine Gelb -
phase. Das gibt es in Deutschland selten,
weshalb die Verwaltung auf acht Seiten
und einigen Schautafeln alle wichtigen
Regeln zusammengefasst hat. „Die Am-
pel springt auf Grün“, heißt es dort: „Der
ideale Zeitpunkt für alle Fußgänger, jetzt
loszugehen.“ Oder: „Die Ampel springt
auf Gelb. Jetzt gilt für alle: Auf dem
Überweg weitergehen – vor dem Über-
weg anhalten!“
Man könnte die Ampelbroschüre als

Posse um eine überfürsorgliche Verkehrs-
behörde abtun. Schließlich gibt es die
Gelbphase für Fußgänger in Düsseldorf
seit fast 50 Jahren. Doch das Regelwerk
steht für ein Phänomen, das weit über die

Landeshauptstadt hinausreicht:
Es geht um einen Staat, der
zunehmend glaubt, er müs-
se den Bürger vor sich
selbst beschützen.
Bundesverkehrsminister

Peter Ramsauer droht mit
einer Helmpflicht für Fahr-
radfahrer und warnt Fußgän-
ger vor dem Tragen von Kopf-
hörern. Der von der Bundes-
regierung eingesetzte Sach-
verständigenrat für Umwelt-
fragen schlägt vor, eine Steuer
auf gesättigte Fettsäuren zu
erheben, damit die Bürger weniger
Fleisch, Wurst und Butter essen. Auf dem
Jahn-Sportplatz im Berliner Stadtteil
Prenzlauer Berg dürfen Mütter und Väter
jetzt nicht mehr hinter einem Kinderwa-
gen herjoggen: Berlins Innensenator hat
ein Buggy-Verbot für öffentliche Sport-
anlagen ausgesprochen.
In Nordrhein-Westfalen trat kürzlich

ein nochmals verschärftes Anti-Raucher-

Gesetz in Kraft. Es trifft auch
Elektrozigaretten, aus de-
nen überhaupt kein Rauch
 herauskommt. An Deck
bayerischer Ausflugs-
dampfer ist das Rauchen
sogar unter freiem Him-
mel verboten und dem-
nächst womöglich sogar in

Biergärten. 
Als die grünen Wahlkämp-

fer in der vergangenen Wo-
che ihre Forderung nach
 einem wöchentlichen Vegeta-
riertag in Kantinen erneuer-

ten, muckten selbst jene Bürger auf, die
sonst durchaus bereit wären, sich über
den Zusammenhang zwischen Fleisch-
konsum, Massentierhaltung und Weltkli-
ma Gedanken zu machen. Auf Twitter
und Facebook erregten sich Tausende
über die grünen Tischsittenwächter. Unter
dem Slogan „Burger-Rechte für alle“ nut-
zen Jugendvertreter von Union und FDP
die Wahlkampfvorlage, um mit Grillwürs-
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Joggen mit Kinder-
wagen untersagt

R E G U L I E R U N G

Der Nanny-Staat
Politiker aller Parteien versuchen, die Bürger mit strengen Vorschriften oder sanftem 

Druck zu richtigem Verhalten anzuleiten. In vielen Fällen helfen die Regeln 
aber nicht, sondern bedrohen die Freiheit des Einzelnen. Von Alexander Neubacher 
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ten und Buletten vor der Grünen-Partei-
zentrale zu protestieren. SPD-Kanzler-
kandidat Peer Steinbrück („Es geht um
die Wurst“) distanzierte sich vom poten-
tiellen Koalitionspartner.
Die Wähler beschleicht der Verdacht,

zum Opfer politischer Ablenkungsmanö-
ver zu werden. Sie sind nicht gegen Re-
gulierung, im Gegenteil. Die Banken-
und die Finanzkrise oder die
Energie- und Klimaschutz -
politik sind Bereiche, in de-
nen die ordnende Hand
des Staates dringend ge-
braucht wird. Es wäre ein
Segen gewesen, hätte die
Politik die Regulierung des
Bankgewerbes mit dersel-
ben Konsequenz und Härte
verfolgt wie das Verbot der
Glühbirne. Und auch um die
Privatsphäre der Bürger zu
wahren, brauchte es nach
 Ansicht vieler Wähler den
Schutz eines starken Staates,
wie die jüngsten Erkenntnisse über In-
ternetausspähungen und Abhörmetho-
den zeigen. 
Doch womöglich wollen einige Politi-

ker durch Lifestyle-Regulierung ihre
Handlungsfähigkeit beweisen, gerade
weil sie bei den wichtigen Themen nicht
vorankommen. Es ist eben leichter, den
Gebrauch von Heizpilzen zu untersagen,
als den europäischen Emissionszertifika-
tehandel auf eine funktionierende Grund-
lage zu stellen.
Vater Staat umsorgt und behütet, lenkt

und motiviert. Er neigt zum Moralisieren
und mischt sich gern in Wertefragen ein.
Er greift tief in den Alltag der Menschen
ein.
Bundesarbeitsministerin Ursula von

der Leyen möchte per Gesetz erzwingen,
dass Arbeitgeber öfter Frauen befördern
und Arbeitnehmer seltener Überstunden
machen. Bundesumweltminister Peter
Altmaier will die Kennzeichnungspflicht
für Ein- und Mehrwegflaschen verschär-
fen; er behauptet, die Verbraucher be-
merkten sonst den Unterschied nicht.
Bundesgesundheitsminister Daniel Bahr
möchte den Versandhandel mit Arznei-
mitteln teilweise wieder einschränken;
die „Patientensicherheit“ sei gefährdet.
Hinter der Verbotswelle steckt ein pes-

simistisches Menschenbild. Das Individu-
um ist in Verruf geraten. Der Staat traut
dem Einzelnen nicht mehr viel zu, jeden-
falls nichts Gutes. An die Stelle des
Homo sapiens tritt der Homo demenz,
der betreuungsbedürftige Trottelbürger.
Über 200 Jahre nachdem Immanuel Kant
den Aufbruch des Menschen aus dessen
selbstverschuldeter Unmündigkeit ver-
kündete, schlägt das Pendel jetzt in die
Gegenrichtung.
Der angebliche Trottelbürger neigt zu

Verantwortungslosigkeit und selbstschä-

digendem Verhalten; er weiß nicht, was
gut für ihn ist. Im Straßenverkehr ist er
je nach Untersatz als Autoraser oder
Kampfradler unterwegs. Er ernährt sich
ungesund, trinkt Alkohol und arbeitet bis
zum Burnout. Er nimmt für bare Münze,
was ihm in der Fernsehreklame erzählt
wird. Ihm fehlt die Einsicht in höhere

Wirkzusammenhänge wie den glo -
balen Klimawandel. Womöglich
raucht er.

Der Nanny-Staat hält es
für seine Pflicht, dem Bür-
ger zu sagen, was falsch
und was richtig ist. Die Pa-
ternalisten und Gouver-
nanten sitzen in allen Par-
teien. Der CDU-Gesund-
heitspolitiker Jens Spahn

regt sich darüber auf, dass bei
Fernsehübertragungen von
Fußballspielen für Bier gewor-
ben wird, ein ungesundes Pro-
dukt, das nicht zu einer Sport-
veranstaltung passe. Lothar

Binding (SPD) möchte sämtliche Zigaret-
tenautomaten verbieten. Und ginge es
nach der Grünen-Spitzenkandidatin Ka-
trin Göring-Eckardt, kämen demnächst
auch Kaffeesahnedöschen auf den Index.
„Ist das kleine Plastikmilchbehältnis nicht
auch ein Symbol dafür, wie unbedarft wir
oftmals mit Rohstoffen umgehen?“,
schrieb sie in einem Positionspapier.
„Muss das wirklich sein?“
Der dressierte Bürger zahlt einen ho-

hen Preis. Mit jeder neuen Vorschrift ver-

liert er einen Teil seiner Freiheit. Kann
es sein, dass der paternalistische Staat
jene Unmündigkeit, die er seinen Schutz-
befohlenen unterstellt, in Wahrheit erst
erzeugt?
Was, wenn die Annahmen, auf denen

staatliche Regulierung basiert, falsch
sind? Sind Politiker und Bürokraten wirk-
lich klüger als die Bürger? Vertreter der
älteren Generation können sich noch gut
an Zeiten erinnern, als Butter, Fleisch und
eine sonnengebräunte Haut aus Gesund-
heitsgründen ausdrücklich empfohlen
wurden.
Gehört es nicht auch zur Freiheit des

Einzelnen, sich unvernünftig, egoistisch
und lasterhaft zu verhalten? Ist der Bür-
ger verpflichtet, sich in den Dienst des
Kollektivs zu stellen, allzeit bereit, durch
Tabakverzicht und salzarme Kost Scha-
den von der gesetzlichen Krankenversi-
cherung abzuwenden? 
Und schließlich: Wo bleibt in einer tem-

pogemäßigten, zuckerreduzierten und
 naturtrüben Tugendgesellschaft eigentlich
der Spaß?

Die schwarze Pädagogik
des Staates
Die Freiheit der Wölfe ist der Tod der
Lämmer. Es braucht also Regeln für ein
gedeihliches Miteinander. Die Frage ist,
ob es so viele sein müssen.
Schätzungen gehen von mehr als einer

Million Vorschriften aus. Sie reichen von
den Gebührensatzungen für Kindergär-
ten bis zu den Friedhofsordnungen. Die
Frage, wie viel Wasser eine öffentliche
Toilette maximal verbrauchen darf, ist
ebenso geregelt wie das Design von Son-
nenschirmen in der Außengastronomie.
Allein in dieser Legislaturperiode tra-

ten bislang 485 neue Bundesgesetze in
Kraft. Wer sich in Deutschland nicht an
die vorgeschriebene Farbe von Parkschei-
ben hält oder die Verfallsangaben auf
dem Erste-Hilfe-Kasten missachtet, wird
seit diesem Jahr noch strenger bestraft.
Für Fahrradfahren in einer Fußgänger -
zone sind jetzt 15 statt 10 Euro Bußgeld
fällig, für „nicht platzsparendes Parken“
weiter 10 Euro und für „unnützes Hin-
und Herfahren innerhalb geschlossener
Ortschaften“ 20 Euro. Details stehen im
neuen bundeseinheitlichen Bußgeld-Ka-
talog, der am 1. April in Kraft trat.
Die Straßenverkehrsordnung enthält

rund 640 amtliche Hinweiszeichen, laut
Verkehrsclub ADAC mehr als in jedem
anderen Land der Welt. In diesem Früh-
jahr kamen die Zeichen „Parkraumbe-
wirtschaftung“, „Ende Streckenempfeh-
lung“ und „Inline-Skater zugelassen“ neu
hinzu. Und wenn demnächst im Straßen-
bild ein Piktogramm auftaucht, das so
aussieht, als würden ein Fußgänger und
ein Fahrrad auf einem rot-weißen Häm-
merchen balancieren, bitte nicht wun-
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Verletzungsgefahr:
Sitzbälle verboten
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Fußgängerampel mit Gelbphase in Düsseldorf
Eine Million Vorschriften 



dern: Es handelt sich um das neue amtli-
che Zeichen für eine „Durchlässige Sack-
gasse“.

Betreutes Leben
Im bayerischen Penzberg fiel dieses Jahr
zum ersten Mal seit Jahrzehnten der
 Faschingsumzug aus – angeblich zu ge-
fährlich. Zunächst hatte das zuständige
Landratsamt das Mitlaufen von Pferden
verboten. Dann untersagte es den Ge-
brauch einer Kanone, mit der in Penz -
berg traditionell Sägemehl in die Luft
 gefeuert wurde. Und schließlich sollten
auch keine Bonbons und Blumen mehr
geworfen werden; es bestehe Verletzungs-
gefahr. 
Das war zu viel. Die Penzberger ent-

schieden, den Umzug abzusagen. „Die
Sicherheitsauflagen waren nicht zu erfül-
len“, sagt Sprecher Holger Fey, Vorsitzen-
der des Organisationskomitees. Schon der
Papierkram sei für juristische Laien
nicht zu bewältigen.
Einige Fälle staatlicher Für-

sorglichkeit sind so skurril,
dass sie es in die Zeitung
schaffen. Einem beliebten
Hamburger Fischhändler
wurde nach einem Scha-
densersatzprozess aufer-
legt, ein Hinweisschild an
der Verkaufstheke anzubrin-
gen mit der Warnung, dass
 Fische Fischgräten enthalten
können. Ende vergangenen
Jahres sorgte das Bundesin-
nenministerium für Aufsehen
mit einer neuen Schützenfest-
Richtlinie. Aus Sicherheitsgründen dürfe
künftig nur noch auf Holzvögel aus dün-
nem Weichholz geschossen werden. Die
betroffenen Ver eine kritisierten, eine
jahrhundertealte Tradition stehe auf dem
Spiel; die Bundesregierung kündigte eine
wissenschaftliche Evaluierung an. Zuletzt
wollte die EU-Kommission nachfüllbare
Olivenölkännchen in Restaurants verbie-
ten, weil ihr Inhalt möglicherweise ranzig
sein könnte.
Zu überregionaler Berühmtheit brach-

te es Dieburgs Bürgermeister Werner
Thomas mit seinem Verbot, im örtlichen
Freibad vom Zehn-Meter-Turm zu sprin-
gen: Es bestehe Blendgefahr. Tatsächlich
weist die 60 Jahre alte Anlage einen kon-
struktionsbedingten Mangel auf. Der
Sprungturm zeigt nach Osten, Richtung
Sonnenaufgang. Damit verstößt er gegen
DIN EN 13451-10, eine deutlich jüngere
Norm für den Bäderbau, die wiederum
auf eine Richtlinie der Deutschen Gesell-
schaft für das Badewesen e.V. zurück-
geht. Sie besagt: „In Europa sollten
Sprunganlagen im Freien nach Norden
gerichtet sein.“
Als Bürgermeister Thomas von einem

Gutachter auf das Problem aufmerksam

gemacht wurde, legte er gleich
den ganzen Turm samt Becken
still. Von Abriss und Neubau war
die Rede. Inzwischen hat sich die
Aufregung etwas gelegt. Doch
wegen der „Blendgefahr“ (Tho-
mas) darf die Anlage erst betre-
ten werden, wenn die Sonne
hoch am Himmel steht. Weitere
Expertisen wurden in Auftrag ge-
geben.
In der Regel haben sich die Bür-

ger an die staatliche Bevormun-
dung gewöhnt, zumal da, wo sie
im Namen der Sicherheit daher-
kommt. Seit viele Kommunen die
Hygienevorschriften verschärft haben,
gibt es auf Schul- und Vereinsfesten zur
Salmonellenabwehr jetzt eben keinen
selbstgemachten Kartoffelsalat mehr. 
Die Bürger verzichten aufs Osterfeuer

(Brandgefahr, Feinstaubbelastung), be -
gnügen sich beim Musikhören mit Zim-

merlautstärke (die EU begrenzt 
den Kopfhörerausgang beim
MP3-Player auf 85 Dezibel)
und haben auch ihren ortho-
pädischen Sitzball fürs
Büro wieder abgeschafft,
seit die gesetzliche Be -
 rufs genossenschaft unter
 Berufung auf Paragraf 4
ArbSchG monierte, dass
sich der Benutzer eines sol-

chen Balls im „labilen Gleich-
gewicht“ befinde.
Mitunter gehen Verbote

auch auf den Druck von Lob-
byisten zurück, wie sich bei
der Rauchmelderpflicht zeigt.

In fast allen Bundesländern sind Immo-
bilienbesitzer inzwischen verpflichtet,
Rauchmelder an die Decken von Schlaf-
zimmern und Wohnungsfluren zu kleben.
Bricht ein Feuer aus, reißen die Geräte
die Bewohner mit einem Alarmsignal 
aus dem Schlaf – so lautet jedenfalls 
der Plan. „Die Zahl der Brandopfer kann
um 40 Prozent gesenkt werden“, heißt es
bei der Initiative „Rauchmelder retten
Leben“.
Mehr als zwei Milliarden Euro dürfte

es kosten, alle Häuser und Wohnungen
mit Rauchmeldern auszustatten. Hinzu
kommen die Kosten für Installation und
jährliche Wartung. Und so stellt sich
 heraus, dass hinter der Initiative „Rauch-
melder retten Leben“ ein Lobbyverein
namens „Forum Brandrauchprävention“
steckt, in dem sich die großen Hersteller
und Dienstleister der Rauchmelderbran-
che zusammengeschlossen haben: Bava-
ria Rauchmelder, Bosch Sicherheitssyste-
me, Siemens, Ista, Techem, Minol Mess-
technik, Hekatron. Die Geschäftsstelle
des Vereins ist in den Räumen einer Ber-
liner PR-Agentur untergebracht.
Weniger klar ist, ob die Rauchmelder

wirklich die Sicherheit verbessern. Sta-

tistisch belegen lässt sich das nicht. Zwar
ist die Zahl der Todesfälle bei Wohnungs-
bränden in den vergangenen zehn Jahren
allgemein zurückgegangen. Doch verblüf-
fenderweise fiel der Rückgang in Bundes-
ländern, in denen keine Rauchmelder-
pflicht bestand, stärker aus als in Bundes-
ländern mit Rauchmelderpflicht.
Zumal die Geräte ihre Macken haben.

Sie verursachen etwa 90000 Fehleinsätze
der Feuerwehr pro Jahr. In Hamburg stell-
te sich zuletzt fast jeder zweite Notruf
als Falschalarm heraus.

Der überforderte Kunde
Menschen verhalten sich, zugegeben,
nicht immer rational. Jeder Zweite fasst
an Silvester gute Vorsätze, doch nur jeder
Zehnte hält sich auch daran. Vor dem
Krankenhaus stehen Lungenpatienten in
Bademantel und Filzpantoffeln und
 stecken sich hustend eine Zigarette an.
Es gibt mehr Lebensversicherungen in
Deutschland als Leben, die man versi-
chern könnte.
Viele Politiker glauben deshalb, dass

es sich beim Durchschnittskonsumenten
um ein betreuungsbedürftiges Wesen
handle, das im Tarifdschungel von Strom-
versorgern, Handy-Anbietern und Fit-
nessstudios den Überblick verliere. Den
Werbeversprechungen stehe dieser arme
Kunde ratlos gegenüber. Der Supermarkt
sei für ihn zu einem Ort geworden, an
dem er belogen und ausgeplündert werde.
Nach dieser Logik haben es die Verbrau-
cher in Pjöngjang oder Havanna ver-
gleichsweise gut, denn wo die Regale leer
sind, müssen sie nicht fürchten, in die
Konsumfalle gelockt zu werden.
War im Koalitionsvertrag von Union

und FDP noch vom Leitbild des mündi-
gen Verbrauchers die Rede, spricht Ver-
braucherschutzministerin Ilse Aigner heu-
te gern vom „vulnerablen“, verletzlichen
Konsumenten. In den aktuellen Leitlinien
der SPD-Bundestagsfraktion heißt es:
„Der stets informierte, immer rationale
und selbstbestimmt handelnde Verbrau-
cher existiert im Alltag nicht.“ Es folgt
eine 14-Punkte-Liste angeblich typischer
Torheiten, von „verwendet Daumenre-
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Feinstaub: Oster-
feuer verboten



geln“ über „verschiebt gerne Entschei-
dungen“ und „überschätzt sich selbst“ bis
hin zu „irrt häufig“, „ist überlastet“ und
„lässt sich durch Emotionen leiten“.
Die Politik will dem Konsumenten also

helfen. Sie verabschiedet eine Vorschrift,
wonach eine Kalbsleberwurst, die zwar
Kalbfleisch, aber keine Kalbsleber ent-
hält, demnächst „Kalbfleisch-Leberwurst“
genannt werden muss. Sie zwingt Wer-
beagenturen dazu, zahlreiche Warnhin-
weise und Fürsorgebotschaften in ihre
Anzeigen einzubauen. Sie geißelt spärlich
gefüllte Pralinenschachteln als Luftnum-
mern und üppig gefüllte Pralinenschach-
teln als Dickmacher.
Manchmal stellt sich leider heraus, dass

der Verbraucherschutz den Verbrauchern
mitunter mehr schadet als nutzt. Etwa
bei der Finanzberatung. Um zu verhin-
dern, dass Banken ihre Kunden unzurei-
chend über Risiken aufklären, führte die
Bundesregierung vor gut drei Jahren ein
Pflichtprotokoll ein. Die Berater müssen
seither abfragen, welches Risiko der Kun-
de eingehen will, über welche Kenntnisse
und Erfahrungen er verfügt, wie er
finanziell dasteht. Der Kunde
quittiert das Protokoll mit sei-
ner Unterschrift.
Doch was zum Schutz

der Verbraucher gedacht
war, schützt nun die Ban-
ken. In der Praxis sichern
sich die Berater mit dem
Formular erfolgreich gegen
Schadensersatzklagen ab,
die sie früher, ohne Unter-
schrift des Kunden, womög-
lich verloren hätten. Dabei ist
das Kauderwelsch der Bera-
tungsprotokolle für Nicht -
experten kaum zu verstehen
– was ebenfalls an den über-
komplexen Vorgaben des Gesetzgebers
liegt.
Allzu simpel darf die Beratung des Ver-

brauchers aber auch nicht sein. Politiker
von SPD und Grünen fordern eine Farb-
kennung von Lebensmitteln. Gesunde
Nahrung soll auf der Verpackung eine
grüne Ampel tragen, allzu Süßes, Salziges
oder Fettes dagegen eine rote Ampel.

Der Vorschlag klingt überzeugend ein-
fach. Doch die Verwirrung des Verbrau-
chers wäre bei einer Lebensmittelampel
wohl noch größer. Orangensaft würde
plötzlich als ungesund klassifiziert: zu
viel Zucker. Ebenso Vollkornbrot: zu viel
Salz. Und das native, kaltgepresste Oli-
venöl aus dem Bioladen stünde ebenfalls
am Pranger: zu viel Fett.

Der süchtige Bürger
Wenn der Staat alle Bereiche des Lebens
in Watte gepackt hat, bleibt am Ende nur
noch ein Gegner übrig: der Bürger selbst.
Früher bedeutete Freiheit, alles tun zu
dürfen, was einem anderen nicht schadet.
Doch diese Definition gilt bei einigen
 Politikern als allzu egozentrisch. Ihrer An-
sicht nach bedeutet Freiheit, alles tun zu
dürfen, was der Gesellschaft nutzt.
Besonders deutlich zeigt sich die Um-

deutung des Freiheitsbegriffs beim Rauch-
verbot. Erst ging es darum, die Nichtrau-
cher in öffentlichen Gebäuden vor Qualm
zu schützen. Dagegen konnte niemand

etwas haben; die Freiheit des Rau-
chers endet da, wo die Freiheit
des Nichtrauchers beginnt.
Auch das Rauchverbot in
Kneipen und Restaurants
mit der Begründung, der
Qualm stelle ein Gesund-
heitsrisiko für die dort
 Beschäftigten dar, konnte
man nach dieser Logik gel-
ten lassen.
Nun aber lautet das Ziel, den
Raucher vor sich selbst zu
schützen. Die EU will verbie-
ten, dass dem Tabak Aromen
wie Menthol beigemischt wer-
den. 75 Prozent einer Kippen-
schachtel sollen künftig mit

Schockfotos belegt werden. Den Herstel-
lern wird es untersagt, Rauchen in einen
„positiven Zusammenhang“ zu stellen,
und was genau das bedeutet, will die EU-
Kommission offenbar von Fall zu Fall
 entscheiden. Sogar ein Verbot aller Mar-
kenlogos steht im Raum. Die Gesund-
heitspolitiker aller Bundestagsfraktionen
unterstützen die EU-Pläne.

Niemand bezweifelt, dass Rauchen
sehr gesundheitsschädlich ist. Zigaretten
sind so ungesund, dass sie das Leben
nachweislich verkürzen. Damit freilich
entfällt ein wichtiges Argument für ein
Verbot. Raucher sind unterm Strich keine
Belastung für den Staat und die sozialen
Sicherungssysteme, wie zahlreiche Stu -
dien herausgefunden haben.
Es gibt, im Gegenteil, keinen schlim-

meren Rentenkassenschädling als den
nichtrauchenden, sportlichen, alkohol-
abstinenten, ernährungsbewussten Ge-
sundheitsapostel. Eine Untersuchung im
Auftrag des niederländischen Gesund-
heitsministeriums kam zu dem Ergebnis,
dass der durchschnittliche Raucher bis zu
seinem Ableben mit rund 77 Jahren etwa
220000 Euro Behandlungskosten verur-
sacht. Nichtrauchende und schlanke Men-
schen hingegen sterben mit 84 Jahren und
haben dann insgesamt 281000 Euro ge-
kostet, also gut 60000 Euro mehr.
Die Gesundheitspolitiker haben sich

deshalb einen Kniff einfallen lassen: Sie
betrachten den Bürger als Opfer seiner
Sucht.
Demnach würden die allermeisten

 Raucher am liebsten mit der Qualmerei
aufhören, schaffen es aber nicht, weil 
das Nikotin sie im Griff hält. Der Staat
kann nun so tun, als hätten ihn die Rau-
cher um Hilfe gerufen. Indem er das Rau-
chen gesetzlich untersagt, wird er zum
Befreier.
Das Suchtargument ist bei fürsorgli-

chen Politikern auch deshalb so beliebt,
weil es sich leicht auf andere Bereiche
übertragen lässt. Es wimmelt bereits von
Abhängigkeiten, von der Internet- über
die Kauf- bis zur Sex- und Zuckersucht.
Der Spielraum für weitere Befreiungs -
taten ist dementsprechend groß. 

Das Schilderparadoxon
Die Hauptverkehrsstraße im niedersäch-
sischen Bohmte ist ein Schock für jeden
Autofahrer – es gibt keine Verkehrszei-
chen: kein Vorfahrtsschild, keine Ampel,
keinen Zebrastreifen. Genau genommen
gibt es nicht einmal eine richtige Straße.
Fahrbahn, Radweg, Bürgersteig: Alles
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Rauchmelder: Sieg der Lobby 
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Tabakwarnung: Der Bürger weiß nicht, was gut für ihn ist 

Blendgefahr: 
Turmspringen nach
Süden untersagt
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Deutschland

geht irgendwie ineinander über – und das
bei mehr als 12000 Autos und Lastwagen,
die hier Tag für Tag mitten durch den
Ortskern rollen.
Ja, sind die Leute in Bohmte denn total

verrückt geworden?
„Im Gegenteil“, sagt Sabine de Buhr-

Deichsel, 50. „Seit wir die Schilder abge-
schafft haben, fließt der Verkehr nicht
nur viel flüssiger, es ist auch sicherer so.“
De Buhr-Deichsel ist Vizebürgermeisterin

im Ort; sie hat Fotos mitgebracht, um zu
zeigen, wie es bis vor vier Jahren aussah.
Man sieht eine stark befahrene Haupt -
verkehrsstraße, mehrere Ampeln, zwei
Dutzend Schilder und eine Kreuzung, 
vor der sich Staus gebildet haben. „Stän-
dig Lärm und Gestank“, sagt Sabine de
Buhr-Deichsel, „das war nicht auszu -
halten.“
Heute geht es in Bohmte zwar lang-

sam, aber stetig voran. Wo früher Am-

peln die Vorfahrt regelten, fädeln die Au-
tos jetzt im Reißverschlussverfahren ein.
Viele Fahrer verständigen sich mit Bli-
cken und Handzeichen. Ein Radler biegt
gemächlich nach links ab, ein Lieferwa-
gen parkt vor einem Bekleidungsge-
schäft, ein Autofahrer wendet. Das alles
geschieht, ohne dass der Verkehr ins Sto-
cken geriete. In vier Jahren ohne Beschil-
derung hat es nicht einen größeren Unfall
gegeben.
Aber was ist mit den Fußgängern? Wie

kommen Kinder auf die andere Straßen-
seite, wenn es keine Ampel und keinen
Zebrastreifen gibt? Wie sollen sich alte
Leute und Behinderte gegen 12000 Autos
durchsetzen?
Es gibt eine spektakuläre Methode, das

herauszufinden. „Ich tue jetzt mal so, als
wäre ich blind“, sagt de Buhr-Deichsel
und kneift die Augenlider zusammen. Sie
steht an einer besonders engen Stelle
nahe der Bäckerei, von rechts kommen
Autos, von links nähert sich ein Sattel-
schlepper. „Und jetzt gehe ich einfach
mal los.“
Und tatsächlich: Der Lkw bremst vor

ihr ab, die Autos lenken um sie herum.
Mit geschlossenen Augen geht de Buhr-
Deichsel über die Straße und erreicht un-
versehrt die andere Seite.
Aus der ganzen Welt sind Wissenschaft-

ler in den vergangenen Jahren nach
Bohmte gereist, um die schilderfreie Stra-
ße zu studieren. Die „Washington Post“
und das japanische Staatsfernsehen be-
richteten. Bei der EU, die den Umbau
mitfinanziert hat, gilt das Projekt als
 Erfolg. Mehr als hundert Gemeinden in
Großbritannien, Belgien und den Nie -
derlanden haben inzwischen ebenfalls
 einige ihrer Straßen von Verkehrsschil-
dern befreit.
Doch wie kommt es, dass Fußgänger

in Düsseldorf eine acht Seiten lange Bro-
schüre studieren sollen, bevor sie über
die Ampel gehen, während sie in Bohmte
zur Not sogar mit geschlossenen Augen
einfach so über die Straße laufen dürfen?
Wo sind sie in Bohmte bloß hin, die rück-
sichtslosen Autofahrer, die Rüpel-Radler
und die gedankenlosen Fußgänger?
Vizebürgermeisterin de Buhr-Deichsel

glaubt, dass zu viele Regeln schlecht für
die Sicherheit seien, weil sie die Verkehrs-
teilnehmer in Sicherheit wiegten, sie aber
in Wahrheit oft überforderten. Wo es hin-
gegen keine Schilder gebe, seien die Leu-
te wachsam. Die Unsicherheit erhöht die
Sicherheit, ein scheinbares Paradoxon. In
Bohmte haben sie sich deshalb gegen ein
besonderes Tempolimit entschieden. Am
Anfang der Gemeinschaftsstraße steht
nur das Schild „Vorfahrt geändert“.
Ab da gelten rechts vor links sowie Pa-

ragraf 1 Absatz 1 der Straßenverkehrsord-
nung: „Die Teilnahme am Straßenverkehr
erfordert ständige Vorsicht und gegensei-
tige Rücksicht.“
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„Freunde des Kiffens“
Tübingens Oberbürgermeister Boris Palmer, 41, über die 

Verbotsforderungen seiner grünen Partei

SPIEGEL: Unterstützen Sie die Forde-
rung des Grünen-Wahlprogramms, in
öffentlichen Kantinen einmal pro Wo-
che nur Vegetarisches anzubieten?
Palmer: Als freiwillige Aktion, wie es
von uns gemeint ist: ja. Dass etwas
weniger Fleischkonsum gesünder für
uns und besser für die Tiere wäre,
kann ja niemand bestreiten.
SPIEGEL: Als Oberbürgermeister könn-
ten Sie Ihren Einfluss auf die Schul-
speisung geltend machen und in Tü-
bingen einen Veggie-Day einführen.
Palmer: Tierschutz- und Vegetarier -
organisationen haben mich schon oft
dazu aufgefordert. Ich sage: sehr gern,
wenn die Schulen das wollen. Aber
ich werde das nicht verordnen.
SPIEGEL: Ihre Nachwuchsorganisation
Grüne Jugend fordert zudem ein Ver-
bot der ersten Klasse im Regionalver-
kehr. Ein guter Plan?
Palmer: Als Jugendlicher fand ich die
erste Klasse auch sinnlos. Heute brau-
che ich sie, um arbeiten zu können.
Diese Forderung wird nicht grünes
Programm. 

SPIEGEL: Und hier noch ein Vor-
schlag aus der grünen Bundes-
tagsfraktion: Affenverbot für
Zoos.
Palmer: Ich war gerade im
neuen, teuren Affenhaus
der Stuttgarter Wilhelma.
Toll! Ich finde, artgerechte
Haltung ist die Lösung.
SPIEGEL: Wie kommt es, dass

grüne Politiker ständig Verbo-
te fordern?

Palmer: Das tun wir nicht. Es
ist kein typisch grünes, son-
dern ein typisch deutsches
Zeitgeistphänomen, alles re-

geln zu wollen. Als Oberbürgermeis-
ter werde ich überschüttet mit Verbo-
ten, an denen die Grünen vollkom-
men unschuldig sind.
SPIEGEL: Zum Beispiel?
Palmer: Wegen der Fluchtwegeverord-
nung dürfen wir in unserem schönen,
altehrwürdigen Tübinger Schloss neu-
erdings keine Konzerte mehr veran-
stalten. Und in unseren Schulgebäu-
den mussten wir die Geländer erhö-
hen. Da ist in hundert Jahren zwar
noch kein Kind heruntergefallen.
Aber angeblich stellen die alten Ge-
länder ein untragbares Risiko dar.

SPIEGEL: Trotzdem fällt auf, dass die
Grünen den Bürgern gern vorschrei-
ben wollen, wie sie zu leben haben.
Palmer: Wer sich bei den Grünen en-
gagiert, hat eine Mission. Letztlich
geht es uns, im positiven Sinne, um
nichts weniger als die Rettung der
Welt. Deswegen bin ich der Partei
überhaupt beigetreten. Wir sind der
Ansicht, dass dazu jeder Einzelne et-
was beitragen kann. Die Herausforde-
rung für uns besteht nun darin, unsere
Misson zu verfolgen, ohne missiona-
risch zu werden. Das ist ein Balance-
akt, der uns insgesamt gelingt.
SPIEGEL: Sie halten Verbote für ein un-
geeignetes Mittel?
Palmer: Verbote sind die Ultima Ratio.
Ich setze lieber auf die Kraft von Ar-
gumenten. Wenn wir vorrechnen kön-
nen, dass sich eine Energiesparmaß-
nahme finanziell lohnt, werden die
Bürger freiwillig mitmachen. Man
überzeugt die Leute leichter mit ei-
nem erhobenen Rechenschieber als
mit einem erhobenen Zeigefinger.
SPIEGEL: Bei ihrer Gründung galten die
Grünen als Revoluzzer, als Bürger-
schreck, als Anarcho-Truppe. Wo ist
der alte Geist geblieben?
Palmer: Wir sind immer noch eine re-
bellische Partei …
SPIEGEL: … die das Kiffen legalisieren,
Zigarettenautomaten hingegen ver -
bieten will. Wie passt denn das zu-
sammen?
Palmer: Wir sind eine Partei, die un-
terschiedliche Strömungen vereinigt,
in diesem Fall gesundheitsbewusste
Eltern auf der einen Seite und Freun-
de des Kiffens auf der anderen. Aber
solange mir bei uns niemand vor-
schreiben will, beim Kiffen mitzuma-
chen, halte ich diesen Widerspruch in
unserer Politik gut aus.

INTERVIEW: ALEXANDER NEUBACHER

Lob der Freiheit
Politiker sind Volksvertreter, nicht Vor-
münder. „Wer einem anderen das Beste
wünscht, ist ein guter Mensch“, sagt der
frühere Verfassungsrichter Paul Kirchhof.
„Wer das Beste befiehlt, ist ein Tyrann.“
Die meisten Bürger sind sehr wohl in

der Lage, auf sich selbst aufzupassen. Als
die Autofahrer erkannten, dass Brems-
kraftverstärker und Anti-Blockier-Systeme
die Sicherheit deutlich erhöhen, brauchte
es kein Gesetz, das den Einbau dieser Ge-
räte vorschrieb. Womöglich hätte sich der
Anschnallgurt auch ohne gesetzlichen
Zwang durchgesetzt. Wohingegen die Ver-
mengung von Pflanzentreibstoff zu E10-
Benzin sicher nicht gekommen wäre, hätte
der Staat hier kein Gesetz erlassen.
Viele Verbote zielen am Problem vor-

bei oder treffen Unschuldige. Das Alko-
holverbot in der Hamburger U-Bahn
 richtet sich auch gegen die harmlose Frau-
enrunde, die mit Prosecco Junggesellin-
nenabschied feiert. Dem betrunkenen
Pöbler hingegen ist das Gesetz egal. War -
um hat er neben ihnen seine dreckigen
Schuhe auf den Sitz gelegt? Weil ein
Schild fehlt, das ihm dies verbietet?
Wer dem Durchschnittsverbraucher

Konsumvorschriften machen will, sollte
sich daran erinnern, dass dieser kein
Hanswurst ist, sondern der Souverän im
marktwirtschaftlichen System. Die Ver-
braucher entscheiden durch ihre Nach-
frage, was wie produziert wird. Wer
 ihren Konsum manipuliert, ver-
ändert den Markt. Es braucht
also gute Gründe, die Ver-
braucher zu zwingen, Pro-
dukte zu bezahlen, die sie
nicht bestellt haben, ob es
sich nun um Strom aus
Photovoltaikanlagen oder
um Energiesparlampen
handelt.
Verbote tragen dazu bei, Ei-

genverantwortung und Selbstbe-
stimmung zu ersticken. Die
Verantwortung liegt dann im-
mer woanders, nie bei den
Akteuren. Der Wiener Philo-
soph Konrad Paul Liessmann sagt: „Ver-
spielt jemand sein Vermögen an der Bör-
se, wurde er schlecht beraten; scheitert
jemand in der Schule, waren die Lehrer
eine Katastrophe; studieren zu wenig
Frauen technische Physik, hat die Gesell-
schaft versagt. Was gilt eigentlich der Wil-
le des Einzelnen in solch einer Welt ver-
schobener Verantwortlichkeit?“
Zur Freiheit gehört schließlich auch die

Möglichkeit, sich unvernünftig zu verhal-
ten. Wo kein anderer Schaden nimmt,
können gutgemeinte Ratschläge getrost
ignoriert werden. Es gibt sogar ein Recht
auf Rausch. 
Liebe Nannys: Die kurze Phase vor

dem Tod nennt man – Leben.
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Alkoholgenuss im
Zug verboten
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